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1 Aufhebung einer Pfarrstelle
1.1 Übergang planen

Vgl. auch die allgemeinen Ausführungen unter Anlage 4.1 - Umsetzungsfragen.

Durch die Aufhebung einer Pfarrstelle ergeben sich neue Zuordnungen. Der Übergang sollte sorgfältig bedacht und geplant werden. Bei den folgenden beispielhaften Überlegungen ist an eine aufzuhebende Einzelpfarrstelle gedacht; dies wäre bei einer zweiten oder weiteren Pfarrstelle in einer Kirchengemeinde entsprechend zu variieren.

· Trauer angesichts möglicher Verletzungen, Resignation, Frustration, bis hin zu „Trotzhaltungen“ - „Ihr werdet schon sehen, dass es nicht funktioniert!“ – sind zu respektieren.
· Bereits vor Freiwerden der aufzuhebenden Pfarrstelle: Begegnungen der künftig derselben Pfarrstelle zugeordneten Kirchengemeinderäte. 

· In manchen Fällen könnte daran gedacht werden, eine Gesamtkirchengemeinde (unter Beibehaltung der einzelnen Kirchengemeinde) zu bilden
.
· Abschiedsgottesdienst u.U. durch Dekan oder Dekanin mit Vorstellung des künftig zuständigen Pfarrers bzw. der künftig zuständigen Pfarrerin und dessen bzw. deren Einführung in die neue Aufgabe.

· Kirchenkaffee nach dem Gottesdienst mit Pfarrer oder Pfarrerin und Kirchengemeinderat und/oder Gemeindeabend zum Kennenlernen und Begegnen.

· Ausführliche Information aller Gemeindeglieder.

1.2 Geschäftsordnung ändern

Veränderungen in Abgrenzung und Größe von Seelsorgebezirken sollten rechtzeitig vor der voraussichtlichen Umsetzung als Änderungen der Geschäftsordnung beantragt werden.
Bei der Erarbeitung einer Geschäftsordnung für das Pfarramt, das künftig die pfarramtlichen Dienste in der Kirchengemeinde wahrnimmt, können andere Kirchengemeinden nach deren Erfahrungen befragt werden. Im Kirchenbezirk oder in den Nachbarbezirken wird es bereits Beispiele für die gemeinsame Versehung mehrerer Kirchengemeinden durch eine Pfarrstelle bzw. zahlenmäßig vergleichbare Verhältnisse geben (auffindbar über das in jedem Pfarramt vorhandene Kirchliche Adressbuch). Erfahrungen mit Doppeldiensten bei versetzten Gottesdienstzeiten, für beide Kirchengemeinden durch den Pfarrer oder die Pfarrerin gemeinsam wahrgenommene Aufgaben wie Konfirmandenunterricht oder Kinderkirchvorbereitung können ermutigen: Es geht! 

Es wäre verständlich und naheliegend, die Veränderung rein am Verlust orientiert anzugehen: „Was müssen wir streichen?“ Weiterführend und ermutigend sind Fragen nach Zielen für die Zukunft: „Was wollen wir in fünf Jahren erreichen? Auf welche Kernaufgaben wollen wir uns konzentrieren?“

1.3 Pfarrhaus

Das Pfarrhaus kann verkauft oder vermietet werden. 

Bei Fragen zu bisherigem Pfarrhaus oder bisheriger Dienstwohnung – insbesondere Verkauf oder Vermietung - wenden Sie sich bitte an Ref. 8.1 im Evang. Oberkirchenrat: KVOAR Goldschmidt, (DW –109).

Ein Büroraum als örtliche Anlaufstelle in Kirchengemeinden, deren Pfarrstelle aufgehoben wurde, kann sinnvoll sein und es sollte deshalb geprüft werden, ob im (zu verkaufenden oder zu vermietenden) Pfarrhaus ein solcher Raum ohne größeren Aufwand separat abgetrennt oder am Ort ein entsprechender Raum angemietet werden könnte. Parallel dazu sollten trotz Wegfalls der Pfarrstelle einige Sekretärinnenstunden für diesen Zweck vorgesehen werden (siehe dazu unter Anlage 4.1 - Umsetzungsfragen der Folgejahre, dort Unterpunkt 3.2.)
Unrealistisch wäre es, wenn von zwei Pfarrstellen eine aufzuheben wäre, die verbleibende Pfarrstelle wiederum in zwei Pfarrstellen im Umfang von jeweils 50% aufzuteilen und so zwei Pfarrhäuser bewohnt zu halten. Kostengründe und Besetzbarkeitsgründe sprechen gegen eine solche Stellenkonzeption. 
1.4 Weiteres

Eine „Zusammenlegung“ von zwei Pfarrstellen, die jeweils für eine Kirchengemeinde zuständig waren, zu einer „gemeinsamen“ Pfarrstelle für beide Kirchengemeinden erfolgt - aus rechtlicher Sicht - nicht so, dass für jede dieser beiden Kirchengemeinden je eine Pfarrstelle mit auf die Hälfte eingeschränktem Dienstauftrag bestehen bliebe, sondern eine konkret zu benennende Pfarrstelle wird aufgehoben und die andere, verbleibende Pfarrstelle wird für beide Kirchengemeinden zuständig. Man spricht dann – wieder im rechtlichen Sinne – davon, dass die verbleibende Pfarrstelle für eine der beiden Kirchengemeinden errichtet ist und die andere Kirchengemeinde dieser Pfarrstelle „zugeordnet“ wird.

Dies ist nicht im Sinne einer Annexion zu verstehen, sondern es verhält sich folgendermaßen:

Wenn für zwei Kirchengemeinden mit bisher jeweils eigener Pfarrstelle künftig nur noch eine Pfarrstelle zuständig sein soll, kann ein Pfarrer oder eine Pfarrerin nicht in zwei Pfarrhäusern wohnen. Also muss man sich darauf einigen, wo er oder sie künftig wohnen soll. Dies wird der Sitz des Pfarramts, für diese Kirchengemeinde bleibt die Pfarrstelle erhalten. Diese hat – und das ist der Sinn der rechtlichen Unterscheidung zwischen „Errichtung einer Pfarrstelle für eine Kirchengemeinde“ und „Zuordnung einer Kirchengemeinde zu einer Pfarrstelle“ – die Wohnlast, ist also verpflichtet, ein Pfarrhaus zur Verfügung zu stellen.

Das bedeutet nicht, dass diese Pfarrstelle in erster Linie für diese Kirchengemeinde zuständig wäre, sondern in der Geschäftsordnung für das Pfarramt ist festzulegen, wie sich der Dienst des Pfarrers oder der Pfarrerin angemessen auf beide Kirchengemeinden verteilt
. Beide Kirchengemeinden bleiben gleichberechtigt nebeneinander bestehen; ihre Selbständigkeit wird in keiner Weise angetastet; keine von beiden steht „über“ der anderen. Diese Gleichberechtigung wird gewöhnlich auch durch die Benennung des für beide Kirchengemeinden gemeinsam zur Verfügung stehenden Pfarramts zum Ausdruck gebracht. In einem solchen Fall würden sich die mit einem Bindestrich verbundenen Namen der beiden Kirchengemeinden anbieten (der Name der Kirchengemeinde mit Sitz des Pfarramts vorangestellt). Ein Antrag zur Umbenennung kann jederzeit gestellt werden.

Durch die Veränderung von Seelsorgebezirken kann sich auch eine Änderung der besoldungsmäßigen Einstufung von Pfarrstellen ergeben (§ 1 Abs. 1 AVO zum Pfarrbesoldungsgesetz).

Falls es sich bei der aufzuhebenden Stelle um ein zweites oder weiteres Pfarramt in einer Kirchengemeinde handelt, sollten die Namen der anderen Pfarrämter überprüft und ggf. geändert werden (beispielsweise ist es nicht sinnvoll, die Benennung „Pfarramt Kirchstadt I“ weiterzuführen, wenn „Pfarramt Kirchstadt II“ aufgehoben wurde).

Durch die Aufhebung können sich Änderungen in den Besetzungsgremien ergeben (Nr. 9 AVO zum Pfarrstellenbesetzungsgesetz).

Über Möblierung und technische Geräte im Eigentum der Kirchengemeinde kann die Kirchengemeinde verfügen.

Die Registratur, das Archiv, die Kirchenbücher, Amtshandlungs-, Familien-, Gemeindeglieder- und sonstige Verzeichnisse, die vasa sacra, die Amtskalender, im Besitz des Pfarramts befindliche Schlüssel, ggf. auch die Pfarramtsbibliothek, die Verhandlungsbücher des Kirchengemeinderats, das Vortragsbuch und verwahrte Wertpapiere sind in das Pfarramt zu übernehmen, das künftig zuständig ist. 

Auf Antrag kann das Archiv auch an das Landeskirchliche Archiv abgegeben werden. Für nähere Auskünfte wenden Sie sich bitte an KAD Dr. Haag (DW –532).

Wenn die Sammlung der Bände des Amtsblatts nicht mehr benötigt wird, kann dies an das Sekretariat des Landeskirchlichen Archivs gemeldet werden (DW –212). Die Amtsblätter können von dort an eine Kirchengemeinde vermittelt werden, für die ein Pfarramt neu errichtet wird.

Die Pfarramtskasse ist – nach Prüfung durch den Visitator - abzuschließen. Es wird vorgeschlagen, dass sie von dem Pfarramt übernommen wird, das künftig zuständig ist.

Im Übrigen ist die Verordnung des Oberkirchenrats über die Prüfung der Pfarramtsausstattung bei Stellenwechsel vom 17. September 1990 (Abl. 54, S. 260) sinngemäß anwendbar.

Die Dienstsiegel des Pfarramts müssen unbrauchbar gemacht werden, damit sie nicht missbraucht werden können. Das Dienstsiegel der Kirchengemeinde bleibt selbstverständlich erhalten.

Wenn von der Aufhebung einer Stelle "mit Freiwerden" die Rede ist, so bedeutet dies nicht, dass ein Stelleninhaber oder eine Stelleninhaberin noch beliebig lange die Stelle besetzen kann. Zwar besteht Besitzstandswahrung, auch ist die Amtszeit auf Gemeindepfarrstellen nicht befristet, aber in Ausnahmefällen wird von § 1 Abs. 1b PfstBG (die Ausschreibung von anderen Pfarrstellen im Kirchenbezirk wird hinausgeschoben) sowie von § 47 Abs. 3 WürttPfG (Aufforderung zur Bewerbung) Gebrauch zu machen sein. Dies wird vor allem dann der Fall sein, wenn vorgesehene Kürzungen in erheblichem Umfang nicht erbracht werden und dies zu Lasten anderer Kirchengemeinden und Kirchenbezirke ginge.
2 Errichtung einer Pfarrstelle
2.1 Welche Angaben werden für den Antrag zur Errichtung benötigt?

· Name der Pfarrstelle

· Prozentualer Umfang

· Für welche Kirchengemeinde zu errichten (die dann auch die Wohnlast trägt)?
(Oder bei einer Gemeindesonderpfarrstelle: Welcher Kirchengemeinde oder Gesamtkirchengemeinde, oder dem Kirchenbezirk zuzuordnen?)

· Bei mehreren Pfarrstellen in einer Kirchengemeinde: Mit welcher ist die Geschäftsführung der Kirchengemeinde zu verbinden?

· Vorgesehener Seelsorgebezirk mit Abgrenzungen und voraussichtlicher Größe

· Weitere Angaben zum geplanten Dienstauftrag (beispielsweise Doppeldienst, Geschäftsführungsaufgabe Diakoniestation oder Kindergärten, Personalverantwortung, überparochiale Zusammenarbeit insbesondere bei Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag)
2.2 Stellenfreigaben
2.2.1 Stellenfreigabe in Kirchenbezirken, die nicht Zuwachsbezirke sind („Stellenverschiebungen“)

Für Umverteilungsvorgänge in einem Kirchenbezirk gilt: Stellenausweitungen an einer Stelle setzen Stellenkürzungen an anderer Stelle voraus. Die Möglichkeit einer Stellenfreigabe ist deshalb in jedem Einzelfall frühzeitig unter Verweis auf entsprechende Kompensationen (und ggf. unter Berücksichtigung des bezirklichen Kürzungserfordernisses) mit dem Oberkirchenrat abzusprechen.

2.3 Weiteres
Die Errichtung einer Pfarrstelle hat finanzielle Konsequenzen. Dabei ist insbesondere an die Wohnlast und weitere Sachkosten (Fahrtkosten, Büroausstattung, Pfarramtssekretärin usw.) zu denken.

Bei Fragen zu Pfarrhaus und Dienstwohnung – insbesondere auch zu Bau oder Kauf – bitte Kontakt mit Ref. 8.1 im Evang. Oberkirchenrat aufnehmen: KVOAR Goldschmidt, (DW –109). In Ausnahmefällen – bei nicht geschäftsführenden Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag - kann der Oberkirchenrat von der Verpflichtung, eine Dienstwohnung zur Verfügung zu stellen, befreien. In diesem Fall, oder wenn keine Dienstwohnung zur Verfügung gestellt werden kann, ist von der Kirchengemeinde stattdessen der jeweilige Dienstwohnungsausgleich aufzubringen (§ 19 Abs. 3 Pfarrbesoldungsgesetz).

Eine neu errichtete Pfarrstelle wird im Haushaltsplan 2013 standardmäßig in Pfarrbesoldungsgruppe 1 eingestuft, solange geschäftsordnungsmäßig noch kein Seelsorgebezirk festgelegt wurde. Nach Festlegung der Geschäftsordnung erfolgt die Einstufung nach den in § 1 Abs. 1 AVO zum Pfarrbesoldungsgesetz festgelegten Kriterien.
Ein Dienstsiegel kann schriftlich beim Oberkirchenrat bestellt werden. Bei der Bestellung soll die Bezeichnung der Siegelumschrift mitgeteilt werden und, ob ein großes oder kleines Dienstsiegel oder beides gewünscht wird.

Änderungen im Pfarrstellenbestand haben auch Änderungen in den Geschäftsordnungen für die Pfarrämter zur Folge. Spätestens zur Vorbereitung des Besetzungsverfahrens ist eine vorläufige Geschäftsordnung (mit Abgrenzung des Seelsorgebezirks) zu entwerfen und dem Oberkirchenrat zur Festlegung zu übersenden.

Die Errichtung der neuen Stelle kann sich auf die Einstufung anderer Stellen und deren Deputate im Religionsunterricht auswirken.

Falls es sich bei der neu errichteten Stelle um ein zweites Pfarramt in einer Kirchengemeinde handelt, sollte der Name des ersten Pfarramts überprüft und ggf. geändert werden.

Die Einrichtung des Pfarramts mit Registratur (Bezug über die Firma Hans Held Büroorganisation, Stuttgart, Tel. 0711 45882-0; Bestellschein und Hinweise im Aktenplan für Dekanat- und Pfarrämter [2. ergänzte Auflage 1998], der in vielen Pfarrämtern und allen Dekanatämtern vorliegt) und üblicher Ausstattung ist vorzubereiten. Der Standard der Ausstattung richtet sich nach den Pfarrhausrichtlinien und den jeweiligen Haushaltserlassen. Zu gegebener Zeit sind die Agenden und Kirchenbücher, das Amtsblatt der Landeskirche, der Pfarramtskalender, die Zeitschrift „Für Arbeit und Besinnung“ zu bestellen.

Kirchengemeinden, deren Pfarrstelle aufgehoben wird, und Amtsblätter früherer Jahrgänge nicht mehr benötigen, melden dies an das Sekretariat des Landeskirchlichen Archivs. Von dort erfolgt eine Vermittlung an Kirchengemeinden, für die ein Pfarramt neu errichtet wird. Wenden Sie sich bitte gegebenenfalls an das Landeskirchliche Archiv (DW –212). 

3 Einschränkung des Dienstauftrags auf einer Pfarrstelle
3.1 Inhalt der Handreichung zu Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag

In der Handreichung zu Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag
 wird angesprochen:

· Vorgehen bei Einschränkung

· Kooperationsmöglichkeiten

· Besetzungsvorgang

· Dienstwohnung (inzwischen Änderung, s.u.!)

· Regelung zu den dienstfreien Zeiten (verschiedene Möglichkeiten)

· Dienstauftragsbeschreibung

· Urlaubsanspruch

· Deputat im Religionsunterricht (inzwischen Ergänzung, s.u.!)

3.2 Dienstwohnung 

Nach § 19 Pfarrbesoldungsgesetz haben präsenzpflichtige Pfarrer und Pfarrerinnen auch bei eingeschränktem Dienstauftrag grundsätzlich Anspruch auf freie Dienstwohnung. 
Das heißt, dass auch bei Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag eine „ganze“ Dienstwohnung zur Verfügung zu stellen ist. Nach § 19 Abs. 4 Pfarrbesoldungsgesetz kann allerdings der Oberkirchenrat “die Kirchengemeinde auf Antrag des Kirchengemeinderats im Benehmen mit dem Visitator von der Verpflichtung, eine Dienstwohnung zur Verfügung zu stellen, befreien; eine Befreiung von dieser Verpflichtung ist in der Regel nur bei Pfarrerinnen und Pfarrern mit eingeschränktem Dienstauftrag ohne Vorsitz im Kirchengemeinderat (§§ 23, 24 Kirchengemeindeordnung) möglich. Wird eine Dienstwohnung nicht zur Verfügung gestellt, erstattet die Kirchengemeinde der Landeskirche den Betrag, der dem jeweiligen Dienstwohnungsausgleich entspricht.”
Der Pfarrer oder die Pfarrerin erhält dann an Stelle der Dienstwohnung den entsprechend der Einschränkung des Dienstauftrags verminderten Dienstwohnungsausgleich.

Beide Möglichkeiten – keine Dienstwohnung oder eine Dienstwohnung - können für Bewerberinnen und Bewerber in jeweils unterschiedlichen Lebenssituationen interessant sein: 
· Eine ganze Dienstwohnung bei eingeschränktem Dienstauftrag kann einen materiellen Anreiz bieten.
· Nicht in ein Pfarrhaus einziehen zu müssen, sondern die Wohnung selber wählen zu können, ist für ortsgebundene Bewerberinnen und Bewerber interessant.
3.3 Deputat im Religionsunterricht

Zum Deputat im Religionsunterricht wird den Schuldekaninnen und Schuldekanen in einem Rundschreiben
 empfohlen: „Von der generellen Verpflichtung zur Erteilung von Religionsunterricht soll bei eingeschränktem Dienstauftrag mit einem Seelsorgebezirk von über 1.000 Gemeindegliedern folgendermaßen Gebrauch gemacht werden: Bei einem Dienstauftrag von 75% vier Wochenstunden Religionsunterricht und bei einem Dienstauftrag von 50% drei Wochenstunden Religionsunterricht. Sofern es die Unterrichtsversorgung zulässt, soll dieser Empfehlung entsprochen werden.“

Drei Wochenstunden werden, wenn es die schulischen Belange ermöglichen, so realisiert, dass ein Jahr lang vier Wochenstunden, das nächste Jahr zwei Wochenstunden Religionsunterricht erteilt werden.

Bei Planungen, die den Religionsunterricht betreffen, sind immer die Schuldekane und Schuldekaninnen einzubeziehen. Zu beachten ist dabei auch, dass Veränderungen in diesem Bereich einen zeitlichen Planungsvorlauf benötigen.

3.4 Änderung der Geschäftsordnung 

Die Handreichung zu Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag gibt auch eine Anleitung zur Änderung der Geschäftsordnung
. Es ist offensichtlich, dass der Dienst nicht mehr in bisheriger Intensität wahrgenommen werden kann. Vergleichsmaßstab für das, was an Diensten bei eingeschränktem Dienstauftrag angemessen erscheint, kann nicht nur der Dienstumfang des bisherigen Stelleninhabers oder der bisherigen Stelleninhaberin sein. Sondern Vergleichmaßstab – prozentual entsprechend vermindert – ist auch, was ein Stelleninhaber auf einer durchschnittlichen Pfarrstelle in der Landeskirche (bis hin zu einer überdurchschnittlich großen Einzelpfarrstelle mit bis zu 2.500 Gemeindegliedern bei vier Wochenstunden Religionsunterricht) für die verschiedenen pfarrdienstlichen Bereiche an Zeit aufzubringen in der Lage ist. 

3.5 Zusammenarbeit benachbarter Pfarrämter und Kirchengemeinden (insbesondere Einzelpfarrstelle mit auf die Hälfte eingeschränktem Dienstauftrag)
Jeder eingeschränkte Dienstauftrag braucht die Einbindung in die überparochiale Zusammenarbeit. Dies gilt in besonderem Maße für Einzelpfarrstellen im ländlichen Gebiet, wo die Einschränkung des Dienstauftrags nur dann gelingen dürfte, wenn sie als gemeinsame Aufgabe in der Nachbarschaft und im Distrikt verstanden wird. 

Erfahrungen der vergangenen Jahre haben gezeigt, dass Einzelpfarrstellen im Umfang von 50 Prozent wegen des damit verbundenen gleich bleibend hohen pfarrdienstlichen Grundaufwands (regelmäßiger Predigtdienst, Geschäftsführungsaufgaben, Religionsunterricht u.a.) wenig sinnvoll sind. Wenn dennoch Einzelpfarrstellen in diesem Umfang geplant werden, sollten neben einer intensiven nachbarschaftlichen Einbindung weitere Entlastungen erwogen werden. Siehe hierzu ausführlicher Anlage 3.6 - Modelle für Einzelpfarrstellen mit auf die Hälfte eingeschränktem Dienstauftrag.

Aus Sicht der Pfarrervertretung sollte darauf geachtet werden, dass nicht vorschnell generell 50%-Stellen mit eigener Geschäftsführung gestrichen werden. Solche Stellen beinhalten zwar wegen des Dienstwohnungsanspruchs eine Belastung für die Gemeinden, sie ermöglichen jedoch zugleich die Erhaltung der pastoralen Präsenz vor Ort. Hier sollte zu einer genauen Abwägung der Vor- und Nachteile im Einzelfall geraten werden.
3.6 Frage der Besetzbarkeit

Sinnvolle Leitfrage bei der Formulierung der Geschäftsordnung ist die Frage der Besetzbarkeit. Unrealistisch hohe Erwartungen an Interessentinnen und Interessenten wirken abschreckend auf Bewerberinnen und Bewerber.

3.7 Benachbarte Pfarrstellen für Theologenehepaare
Benachbarte Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag - entweder mit zweimal 75 Prozent oder mit 100 Prozent und 50 Prozent - sind besonders für Theologenehepaare interessant, wobei nur eine Wohnung zur Verfügung zu stellen wäre. Das zeitgleiche Freiwerden von benachbarten Pfarrstellen kann u.U. dadurch herbeigeführt werden, dass für eine freiwerdende Stelle gemäß § 1 Abs. 1a PfstBG die unständige Versehung durch einen Pfarrer oder eine Pfarrerin z.A. (in der Regel für drei Jahre
) beantragt wird. Dies hat den Nebeneffekt, dass gegen Ende der drei Jahre verschiedene Optionen bestehen: 

· Zeitgleiche Ausschreibung mit der bis dahin freigewordenen benachbarten Pfarrstelle

· Nach der unständigen Versehung und Wahl des Pfarrers z.A. oder der Pfarrerin z.A. auf eine andere Pfarrstelle: Ausschreibung im Wahlverfahren

· Bei Zustimmung des Besetzungsgremiums: Ständigwerden des Pfarrers z.A. oder der Pfarrerin z.A. auf dieser Stelle

3.8 Weiteres

Dass der Dienstauftrag „eines künftigen Inhabers oder einer künftigen Inhaberin dieser Pfarrstelle“ eingeschränkt wird, bedeutet nicht, dass der bisherige Stelleninhaber oder die bisherige Stelleninhaberin noch beliebig lange die Stelle besetzen kann. Zwar besteht Besitzstandswahrung, auch ist die Amtszeit auf Gemeindepfarrstellen nicht befristet, aber in Ausnahmefällen wird von § 1 Abs. 1b PfstBG (die Ausschreibung von anderen Pfarrstellen im Kirchenbezirk wird hinausgeschoben) sowie von § 54 Abs. 3 PfG (Aufforderung zur Bewerbung) Gebrauch zu machen sein. Dies wird vor allem dann der Fall sein, wenn vorgesehene Kürzungen in erheblichem Umfang nicht erbracht werden und dies zu Lasten anderer Kirchengemeinden und Kirchenbezirke ginge.EFIELD Bemerkung_3  IF <> "" "
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4 Erhöhung des Dienstauftags auf einer Pfarrstelle
4.1 Freigabe

Die Freigabe der Erhöhung des Dienstauftrags durch den Oberkirchenrat setzt entsprechende Stellenkürzungen an anderer Stelle in der Landeskirche voraus. Die Freigabe ist in jedem Einzelfall zwischen Dekanatamt und Personaldezernats des Oberkirchenrats abzusprechen.
4.2 Geschäftsordnung

In der Regel – spätestens zu Beginn des Besetzungsverfahrens als Grundlage für den Text der Ausschreibung – ist die Geschäftsordnung
 zu ändern. Der Vorschlag des Kirchengemeinderats ist, zusammen mit einem Auszug aus dem Verhandlungsbuch des Kirchengemeinderats und der Stellungnahme der betroffener Pfarrämter, über das 
Evang. Dekanatamt dem Oberkirchenrat zur Festlegung vorzulegen.
________

Protokoll 
der wichtigsten Änderungen und Ergänzungen nach der ersten Veröffentlichung:

� Siehe dazu auch unter �HYPERLINK "3-2_ueberparochiale_zusammenarbeit.doc"��Anlage 3.2 - Überparochiale und übergemeindliche Zusammenarbeit�


� Ein Beispiel für eine solche Geschäftsordnung ist unter � HYPERLINK "https://www.service.elk-wue.de/oberkirchenrat/theologische-ausbildung-und-pfarrdienst/planung-einsatz-verwaltung-pfarrdienst/informationen-merkblaetter.html" ��https://www.service.elk-wue.de/oberkirchenrat/theologische-ausbildung-und-pfarrdienst/planung-einsatz-verwaltung-pfarrdienst/informationen-merkblaetter.html� (dort unter „1. Ständiger Pfarrdienst“) zu finden.


� Siehe �HYPERLINK "https://www.service.elk-wue.de/oberkirchenrat/theologische-ausbildung-und-pfarrdienst/planung-einsatz-verwaltung-pfarrdienst/informationen-merkblaetter.html"��Anlage 4.3 - Handreichung zu Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag� �(dort unter „2. Eingeschränkte Dienstaufträge / Stellenteilung“)





�  AZ 62.00-1 Nr. 241/2.1 vom 23. Januar 2001.


� Siehe auch �HYPERLINK "https://www.service.elk-wue.de/oberkirchenrat/theologische-ausbildung-und-pfarrdienst/planung-einsatz-verwaltung-pfarrdienst/informationen-merkblaetter.html"��Anlage 4.2 - Merkblatt zum Erstellen und Ändern einer Geschäftsordnung� �(dort unter „1. Ständiger Pfarrdienst“)


� Allerdings sollten für die Pfarrerinnen und Pfarrer z.A. in diesen Fällen von Anfang an für beide Seiten verlässliche Zeiträume vereinbart werden.


� Siehe �HYPERLINK "https://www.service.elk-wue.de/oberkirchenrat/theologische-ausbildung-und-pfarrdienst/planung-einsatz-verwaltung-pfarrdienst/informationen-merkblaetter.html"��Anlage 4.2 - Merkblatt zum Erstellen und Ändern einer Geschäftsordnung� �(dort unter „1. Ständiger Pfarrdienst“)
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